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§ 1

(1) Der Bebauungsplan Blankenese 36 im Geltungsbereich
zwischen Strandweg und Falkentaler Weg (Bezirk Altona,
Ortsteil 222) wird festgestellt.

Das Gebiet wird wie folgt begrenzt:
Falkentaler Weg – Nordgrenze des Flurstücks 1232 – über
das Flurstück 1233 – Ost- und Nordostgrenze des Flur-
stücks 1233 – Ostgrenzen der Flurstücke 1233 und 1641 –
Nord- und Ostgrenze des Flurstücks 1211 – Nord- und Ost-
grenze des Flurstücks 1208 – über die Flurstücke 2245
(Strandweg) und 2275 – Südgrenze des Flurstücks 2275 –
Westgrenzen der Flurstücke 2275 und 1984 der Gemarkung
Blankenese – Strandweg.

(2) Das maßgebliche Stück des Bebauungsplans und die
ihm beigegebene Begründung werden beim Staatsarchiv zu
kostenfreier Einsicht für jedermann niederlegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:
1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung können beim

örtlich zuständigen Bezirksamt während der Dienststunden
kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke
beim Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen Kosten-
erstattung erworben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein
Entschädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen,
dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungs-
anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die
Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich sind
a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 des

Baugesetzbuches beachtliche Verletzung der dort
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des
Baugesetzbuchs beachtliche Verletzung der Vorschriften

über das Verhältnis des Bebauungsplans und des
Flächennutzungsplans und

c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beacht-
liche Mängel des Abwägungsvorgangs, 

wenn sie nicht innerhalb von zwei Jahren seit dem In-Kraft-
Treten des Bebauungsplans schriftlich gegenüber dem
örtlich zuständigen Bezirksamt unter Darlegung des die
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht
worden sind.

§ 2

Für die Ausführung des Bebauungsplans Blankenese 36
gelten nachstehende Vorschriften:

1. In den nach § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Bauge-
setzbuchs als „Erhaltungsbereich“ bezeichneten Gebieten
bedürfen zur Erhaltung der städtebaulichen Eigenheit des
Gebiets auf Grund seiner städtebaulichen Gestalt der
Rückbau, die Änderung, die Nutzungsänderung oder die
Errichtung baulicher Anlagen einer Genehmigung, und
zwar auch dann, wenn nach bauordnungsrechtlichen Vor-
schriften eine Genehmigung nicht erforderlich ist. Die
Genehmigung zum Rückbau, zur Änderung oder zur Nut-
zungsänderung darf nur versagt werden, wenn die bauliche
Anlage allein oder im Zusammenhang mit anderen bauli-
chen Anlagen das Ortsbild, die Stadtgestalt oder das Land-
schaftsbild prägt oder sonst von städtebaulicher, insbeson-
dere geschichtlicher oder künstlerischer Bedeutung ist.
Die Genehmigung zur Errichtung der baulichen Anlage
darf nur versagt werden, wenn die städtebauliche Gestalt
des Gebiets durch die beabsichtigte bauliche Anlage beein-
trächtigt wird. 

2. In den reinen Wohngebieten werden Ausnahmen nach § 3
Absatz 3 der Baunutzungsverordnung in der Fassung vom
23. Januar 1990 (BGBl. I S. 133), zuletzt geändert am
22. April 1993 (BGBl. I S. 466, 479), ausgeschlossen. 

3. Bei der Ermittlung der zulässigen Geschossfläche je
Gebäude sind auch die Flächen von Aufenthaltsräumen in
Nichtvollgeschossen einschließlich der zu ihnen gehören-
den Treppenräume und einschließlich ihrer Umfassungs-
wände mitzurechnen. Berechnungsgrundlage ist der aus-

Verordnung
über den Bebauungsplan Blankenese 36

Vom 4. Mai 2006

Auf Grund von § 10 und § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1
des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 23. September 2004
(BGBl. I S. 2415), zuletzt geändert 21. Juni 2005 (BGBl. I
S. 1818, 1824), in Verbindung mit § 3 Absatz 1 und § 5 Absatz 1
des Bauleitplanfeststellungsgesetzes in der Fassung vom
30. November 1999 (HmbGVBl. S. 271), zuletzt geändert am
14. Dezember 2005 (HmbGVBl. S. 525), § 81 Absatz 1 Num-
mer 2 der Hamburgischen Bauordnung vom 14. Dezember
2005 (HmbGVBl. S. 525, 563), § 6 Absätze 4 und 5 des
Hamburgischen Naturschutzgesetzes in der Fassung vom
7. August 2001 (HmbGVBl. S. 281), zuletzt geändert am 20.
April 2005 (HmbGVBl. S. 146), § 9 Absatz 4 des Hamburgi-
schen Abwassergesetzes in der Fassung vom 24. Juli 2001
(HmbGVBl. S. 258, 280), zuletzt geändert am 17. Dezember
2002 (HmbGVBl. S. 347, 352), sowie § 1 Absatz 2, § 2 Satz 1
Nummer 2, § 3 Absatz 2, § 4 sowie § 5 Buchstabe c der Weiter-
übertragungsverordnung-Bau vom 28. Juni 2000 (HmbGVBl.
S. 134), geändert am 1. Februar 2005 (HmbGVBl. S. 21), wird
verordnet:
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gewiesene Baukörper, die Anzahl der festgesetzten Voll-
geschosse einschließlich Dachgeschossausbau. 

4. In den reinen Wohngebieten gelten folgende Anforderun-
gen: 

4.1 Dächer von Wohngebäuden sind nur mit einer Neigung
zwischen 40 Grad und 60 Grad zulässig. Staffelgeschosse
sind unzulässig. Auf den mit „(A)“ bezeichneten Flächen
des Flurstücks 2160 der Gemarkung Blankenese sind
Gebäude mit Flachdächern zulässig.

4.2 Aufgeständerte Gebäude und Plattformen sind unzulässig.
Kellergeschosse, die zur Talseite über die Gelände-
oberfläche hinausragen, sind gestalterisch gegenüber den
übrigen Geschossen so abzusetzen, dass das Erscheinungs-
bild als Sockelzone optisch wirksam wird.

4.3 Die Fenster sind kleinmaßstäblich zu gliedern; es sind
keine liegenden Formate zu verwenden.

4.4 Verglaste Fassaden dürfen 60 vom Hundert der jeweiligen
Gebäudeseite nicht überschreiten.

4.5 Bei Putzbauten sind helle Farbtöne zu verwenden. Bei
Verblendung mit Vormauersteinen sind rote Ziegelsteine
zu verwenden.

4.6 Flutschutzmauern sind zulässig, wenn diese in Zusam-
menhang mit den Gebäuden errichtet werden.

5. Für die festgesetzten Bäume und Hecken sind bei Abgang
Ersatzpflanzungen vorzunehmen. Außerhalb von öffent-
lichen Straßenverkehrsflächen sind Geländeaufhöhungen
oder Abgrabungen im Kronenbereich festgesetzter Bäume
unzulässig.

6. Außenwände von Garagen sowie Stützen von Pergolen und
Carports sind mit Schling- oder Kletterpflanzen zu begrü-
nen. 

7. Für die an öffentliche Wege angrenzenden Einfriedungen
sind nur Hecken oder durchbrochene Zäune in Verbin-
dung mit außenseitig angeordneten Hecken zulässig. Not-
wendige Unterbrechungen für Zufahrten und Eingänge
sind zulässig.

8. Für die festgesetzten Baum- und Strauchanpflanzungen
sind standortgerechte einheimische Laubgehölze zu ver-
wenden.

9. In den Baugebieten sind Geh- und Fahrwege sowie eben-
erdige Stellplätze in wasser- und luftdurchlässigem Aufbau
herzustellen. Stellplätze sind mit Hecken oder dichtwach-
senden Gehölzen einzufassen.

10. Auf den privaten Grünflächen sind bauliche Anlagen
unzulässig.

11. An der Straße Strandweg ist die Errichtung von eben-
erdigen Stellplätzen nur auf den in der Planzeichnung
gekennzeichneten Flächen zulässig. Garagen und Carports
sind auf diesen Flächen unzulässig. 

12. Das Niederschlagwasser ist vor Ort flächenhaft über
belebte Bodenzonen zu versickern.

§ 3

Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebau-
ungspläne aufgehoben.

Hamburg, den 4. Mai 2006.

Das Bezirksamt Altona

Ausbildungs- und Prüfungsordnung
der Berufsschule für Altenpflege

(APO-AltPfl)
Vom 8. Mai 2006

Auf Grund von § 20 Absatz 2 Satz 2 zweiter Halbsatz, § 42
Absatz 5 Satz 2, § 44 Absatz 1 Satz 3, § 44 Absatz 2 Satz 3, § 45
Absatz 4, § 46 Absatz 2 und § 47 Absatz 2 des Hamburgischen
Schulgesetzes vom 16. April 1997 (HmbGVBl. S. 97), zuletzt
geändert am 29. Juni 2005 (HmbGVBl. S. 267), und § 1 Num-
mern 6, 11, 13, 14, 15 und 16 der Weiterübertragungsverord-
nung-Schulrecht vom 9. Dezember 2003 (HmbGVBl. S. 580),
geändert am 17. Mai 2005 (HmbGVBl. S. 199), wird verordnet:

Abschnitt 1

Allgemeine Bestimmungen

§ 1

Anwendungsbereich

Diese Verordnung gilt für die Berufsschule für Altenpflege
in Verbindung mit 

1. dem Altenpflegegesetz (AltPflG) in der Fassung vom
25. August 2003 (BGBl. I S. 1691), zuletzt geändert am
8. Juni 2005 (BGBl. I. S. 1530, 1532), in der jeweils geltenden
Fassung, 

2. der Altenpflege-Ausbildungs- und Prüfungsverordnung
(AltPflAPrV) vom 26. November 2002 (BGBl. I. S. 4418,
4429), geändert am 23. März 2005 (BGBl. I. S. 931, 965), in
der jeweils geltenden Fassung. 
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